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2 JAHRE REGIERUNG HELMUT KOHL 
Wir sind auf dem richtigen Weg 
je Bürger haben die Regierung Helmut Kohl gewählt, um die 
•Ranzen in Ordnung zu bringen, die Wirtschaft wieder anzukur- 
e|n, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, die Renten und das 

. °2iale Netz zu sichern, das Bündnis zu festigen und den Frieden 
ln Freiheit zu erhalten. 

•flzwei Jahren sind wir gut vorange- 
ZQüirneri: 
^r Bundeshaushalt ist wieder in 
Ordnung: Die Neuverschuldung 
^yurde von 55 Milliarden auf unter 
dreißig Milliarden gesenkt. 
~'e Preise sind wieder stabil: Die 

reissteigerung wurde sensationell 
^°n 5,3 % auf 1,7 % (August 84) abge- 
baut. 
0/e Wirtschaft wächst wieder: Nach 
e|nem Minus von 1,1 % jetzt ein Plus 
^°n rd. 2,5 %. 
~'e Einkommen steigen wieder: 
Nach realem Verlust von 2,5 % wach- 
en die Einkommen um 1 %. 
P'e Luft wird wieder sauberer: End- 
llch sind Vorschriften gegen die Luft- 
^erschmutzung durchgesetzt wor- 
den. Vor allem TA-Luft, Großfeue- 
rungsanlagenverordnung und ab Juli 

1985 umweltfreundliches Auto. 
Unsere Außenpolitik hat neues 
Vertrauen geschaffen. Die Freund- 
schaft im Westen wurde vertieft, 
die europäische Nachbarschaft ist 
gewachsen. Die Bindungen zur 
DDR wurden weiterentwickelt. 
So begann ein Erfolg, der jetzt 
konsequent fortgeführt werden 
muß. Der Neuanfang hat sich ge- 
lohnt. Wir Deutschen sind auf dem 
richtigen Weg. 

Im grünen Teil dieser Ausga- 
be lesen Sie den III. Teil der 
Leistungsbilanz „Zwei Jahre 
Regierung Helmut Kohl". 



UiD 29 • 27. September 1984 • Seite 2 

Unsere Bilanz ist positiv! 
Die Bundesgeschäftsstelle hat die 
Kampagne „2 Jahre Regierung 
Helmut Kohl" mit einer achtseitigen 
vierfarbigen Illustrierten begonnen, 
die in der Zeit vom 18. bis 26. Sep- 
tember 1984 den Tageszeitungen 
beilag. In dieser Beilage wurden ins- 
besondere die Leistungen in der 
Finanz- und Wirtschaftspolitik, im 
Umweltschutz und in der Außen- und 
Deutschlandpolitik herausgestellt. 

Damit dieser erste breite Anstoß in 
der Öffentlichkeitsarbeit der gesam- 
ten Partei aufgegriffen werden kann, 
bietet die Bundesgeschäftsstelle 
eine Reihe von Materialien an, die 
den Kreisverbänden auch in hoher 
Grundausstattung zur Verfügung ge- 
stellt werden. 

Die Fakten dieser Zwischenbilanz 
zeigen, daß wir allen Grund haben, 
optimistisch zu sein! Tragen Sie 
durch Aktionen in Ihrem Kreisverbano 
dazu bei, daß möglichst viele Bürger 
über die erfolgreiche Arbeit der Re- 
gierung Helmut Kohl informiert 
werden können. Bieten Sie die vorlie- 
genden Materialien an bei Canvas- 
sing-Aktionen, bei Hausverteilungen 
und legen Sie das Informationsmate- 
rial bei aktuellen Parteiveranstaltun- 
gen aus. Bitten Sie die Mitglieder 
Ihrer Kreisverbände, Ihrer Ortsver- 
bände, jede Gelegenheit zu nützen, 
um im Freundeskreis, bei Bekannten 
und im Gespräch mit Kollegen am Ar' 
beitsplatz über die Regierungsarbeit 
zu informieren. 

Die Bürger haben die Regierung Helmut Kohl getraut 
um die Finanzen In Ordnung zu bringen die Wirtschall wieder 

' anzukurbeln die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen die Honten 
und das soziale Netz zu sichern das Bündnis zu festigen und 
den Frieden In Freiheit zu erhalten 

hl zwei Jahren sind wir gut torangekommen. 
Der Bundeshaushalt ist wieder In Ordnung: Die Neuterschuldung 
wurde ton 55 Milliarden auf unter 30 Milliarden gesenkt 

Die Preise sind wieder stabil: Die Preissteigerung wurde 
sensationell ton 5.3% auf 1.7% /August V4I abgebaut 

Die Wirtschaft wächst wieder: Nach einem Minus ton 1,1% 
jetzt ein Plus ton 25%. 

Die ankommen steigen wieder: Nach realem Verlust ton II" 
ist der Einkommenszuwachs letzt wieder Im Plus. 

Die Luft wird wieder sauberer: Endlich sind Vorschriften 
gegen die Luttterschmutzung durchgesetzt worden Vor allem »- 
Luft. BroBfeuerurigsanlagemervrdnung. ab 1986 bleifreies Benzin 

Mit der ODBwiirda noch nie erfolgreicher tertM*M:*W 
Begegnungen In Deutschland, mehr Menschen kommen zu uns. 

Unsere Außenpolitik hat neues Vertrauen geschaffen Die 
Freundschaft M Westen wurde vertieft, die europäische Nachbar- 
schaft Ist gewachsen 

So begann ein Erfolg der jetzt konsequent fortgeführt werde" 
muH Unsere Arbeitsergebnisse ton nur zwei Jahren sind Bin Erfolg 
der Mut macht für die kommenden Jahre. Auch wenn nicht alles 
so glatt laufen konnte, wie wir es uns gewünscht hätten 

DerNeuanlang hat sich gelohnt. Wir Deutschen sind auf dem 
richtigen Weg: Erfolg macht Mut. 

CDU 
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Zeitung „CDU extra" 
n sachlichen, faktenreichen Artikeln in- 
0rrniert diese vierseitige Zeitung über so 
Richtige politische Erfolge wie z.B. die 
Jpstische Senkung der Neuverschul- 
dun9, die Einführung abgasarmer Autos 
J^d die Verabschiedung des „10-Milliar- 
den-Paketes" in der Familienpolitik. Auch 
dle außen- und deutschlandpolitischen 
trfolge der Regierung Helmut Kohl 
n^hmen breiten Raum ein. Die Zeitung 
••^Dlj extra" ist in optisch ansprechender 

0rpn mit vielen Fotos und Graphiken 
Gestaltet. 
^indestabnahme: 250 Exemplare 
£re's pro Mindestabnahme: 23,65 DM 
ßestell-Nr.: 2591 
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rW'j'j hamllienpolitik: 

2JifeRa«dacW! Arbeitsmarki fur \ * mi I mi r^ir^l ... 
Die Whoctoli »ich» - Prefae »jeder «•«=NgBS***gU*BBg       NACHRICHTEN 

Erfolgreiche Bilanz nach zwei    *£§-!£*. 
Jahren Regierung Helmut Kohl § 

=   irme Autos-ein   ziE'SSA-S-?! 
Sieg für die Umwelt       TEäTSä S= 

T"*1"      Neu-VerschuWung konnte    Die Preise sind stabil 
"-.'.;•  •'  drastisch gesenkt «erden     wie seit Jahren nicht mehr 

ZWEI JAHRE REGIERUNG HELMUT KOHL 

Dieses 10-Milliarden4»aket 
wird den Familien helfen 

ZWEI JAHRE REGIERUNG HEI MUT KOHL 

Im I mm-IKchuo grill e» dinli der Regjeni; 

Die Luft ist schon 
sauberer geworden |g~||K 

iJsrcr-=r er 
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Faltblatt: „2 Jahre Regie- 
rung Helmut Kohl. Die 
Bilanz ist positiv" 
Nach zehn wichtigen politischen 
Stichworten gegliedert, enthält das 
Faltblatt in kurzer und knapper Form 
Informationen für die politische Argu- 
mentation. Alle politischen Sachbe- 
reiche von Wirtschafts-, Gesell- 
schafts- und Innenpolitik bis hin zur 
Außenpolitik sind aufgeführt. 
Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 13,00 DM 
Bestell-Nr.: 2590 

Broschüren 

JAHRE REGIER 

HELMUTKOHL 

Die Bilanz 
istpositiv 

CDU 
K sicher 

sozial 
und frei 

Broschüre: „2 Jahre Regie- 
rung Helmut Kohl. Die wirt- 
schafts-, finanz- und gesell- 
schaftspolitischen Leistun- 
gen der Regierung Helmut Kohl. Eine Zwischenbilanz" 

An vielen Beispielen wird dem Leser deutlij 
vor Augen geführt, daß es mit der Wirtscha 
wieder aufwärts geht, erste BesserungsteH' 
denzen auf dem Arbeitsmarkt sichtbar sind 
und die Rentenversicherung wieder auf sojj 
den finanziellen Grundlagen steht. Die Wirt" 
schaft wächst wieder, die Einkommen stei* 
gen, die Preise sind stabil, die Arbeitslosifl' 
keit wird bekämpft und die Sozialleistunge 

sind höher als je zuvor. Die Gesundung der 

Staatsfinanzen ist erfreulich weit fortge- 
schritten, dadurch werden wichtige Mitte' 
frei für Zukunftsinvestitionen in Families0 

tik und Umweltschutz. 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 15,00 DM 
Bestell-Nr.: 5593 

2 JAHRE REGIERL 

HELMUTKOHL 

Die wirtschafte? finanz- 
undgesellschafts- 
politischen Leistungen 
der Regierung Helmut Kohl 

Eine Zwischenbilanz 

CDU 
II und frei 
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2 JAHRE REGIERUNG 

HELMUTKOHL 

^roschüre: „2 Jahre Regierung 
Helmut Kohl. Die innenpolitischen 
^eistungen der Regierung Helmut 
*°hl. Eine Zwischenbilanz" 

lese Broschüre zeigt an vielen anschauli- 
nen Beispielen, daß die Regierung Helmut 
°nl das Steuer auch in der Innenpolitik her- 
m9eworfen hat: Überflüssige bürokratische 
gelungen werden abgebaut, die Möglich- 

.   '5en der modernen Kommunikationstechno- 
9ie werden endlich voll ausgeschöpft, das 
echt wurde einfacher und übersichtlicher, 
0ch nie wurden so viele Ausbildungsplätze 

Jah     fü9un9 gestellt, wie in den letzten zwei 
s-   ren. die Förderungsleistungen des Bundes 

srh S°*10ct~l wie nie zuvor unc'eine neue For" 
Puhrn9Spolitik Stellt Sicher'daß die Bundesre" •   olik Deutschland den sozialen und techno- 

9ischen Wandel erfolgreich besteht. Mindestabnahme: 50 Exemplare, Preis 
pr° Mindestabnahme: 15,00 DM, Bestell-Nr.: 5594 

Die innenpolitischen 
Leistungen der 
Regierung Helmut Kohl 

Eine Zwischenbilanz 

CDU 
undfrei 

ÜJAHRE REGIERUNG 

HZLMUTKOHL 

®e außen-und deutsch- 
ten apolitischen Leistungen 
*r Regierung Helmut Kohl 

ü'ne Zwischenbilanz 

CDU 
m siclyer 
m sozial 
•     undfrei 

Broschüre: „2 Jahre Regierung 
Helmut Kohl. Die außen- und 
deutschlandpolitischen Leistungen 
der Regierung Helmut Kohl. Eine 
Zwischenbilanz" 
Eine klare Bilanz der politischen Erfolge der 
Regierung Helmut Kohl wird gezogen: Für die 
Menschen im geteilten Deutschland gibt es 
eine Reihe von Erleichterungen: z. B. einen 
Rekord an Übersiedlungen, Erleichterungen 
im Reiseverkehr, Zusammenarbeit im Um- 
weltschutz, ein neues Postabkommen, den 
Ausbau der wirtschaftlichen Beziehungen 
und weitere Verhandlungen. Die Einigung Eu- 
ropas wurde vorangebracht und die interna- 
tionale Zusammenarbeit gefördert. 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 15,00 DM 
Bestell-Nr.: 5595 
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Wandzeitung „Die Bilanz ist positiv" 
In ansprechender Form zeigt diese 
Wandzeitung durch eine gelungene 
Mischung von Text und Bild die ein- 
drucksvollen Ergebnisse der Regie- 
rung Helmut Kohl. Anschauliche Gra- 
phiken zeigen deutlich: Die Wirtschaft 
wächst 1984 wieder, die Preissteige- 
rungen sind von 5,3% 1982 auf sensa- 
tionelle 1,7% (August 1984) gesenkt 
und die Neuverschuldung wird weiter 
konsequent abgebaut. Zu so wichtigen 
Stichworten wie z.B. Rentenpolitik, 
Familienpolitik, Abbau von Bürokratie, 
Rekordjahr für Ausbildungsplätze und 
mehr Forschung für die Zukunft liefern 

2 JAHRE REGIERUNG HELMUT KOHL: 

kurze Textbeiträge die wichtigsten 
Fakten. Portraits von Regierungsmit- 
gliedern zeigen, daß Helmut Kohl eine 
hervorragende Regierungsmannscha 

hat. 

Diese Wandzeitung wird den Kreis- 
verbänden in gewohnter Weise zuge- 
sandt. Solange der Vorrat reicht, kön- 
nen weitere Exemplare bei der CDU- 
Bundesgeschäftsstelle, Abt. Öffent- 
lichkeitsarbeit, Konrad-Adenauer- 
Haus, 5300 Bonn 1 angefordert wer- 

den. 

Die Bilanz ist p^nf! 
Die Staatsfinanzen sind 
wieder in Ordnung. 
Unsere Wirtschaft wächst. 

In den Wirten beiOen Johren hol» 
Wirtschaftskr ise 0er Nocnkriegswti 
1984 habenwlrsct>on2.5'< Wachstum     
nötige Streik nicht gekommen.hätten wir sogar 3"» Wachs 

msicher 
.   sozial. 

undfrei 
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• UMWELTSCHUTZ 

tinner Geißler: 

Die Grünen betreiben ganz bewußt 
eine unwahre Propaganda 
"te Grünen reden von der schlei- 
fenden Vergiftung der Umwelt und 
^°n zunehmenden Gesundheitsschä- 
Q'gungen der Menschen, obwohl die 
Luftverschmutzung abnimmt, der 
^ewässerschutz verbessert wurde, 
die Bronchitis vor allem bei Kindern 
*urtickgeht, um nur drei Beispiele zu 
n©nnen. 

^ie Grünen betreiben ganz bewußt eine 
.^unwahre Propaganda, denn sie leben 
ln 'hrer ganzen Politik davon, möglichst 
v'elen Menschen Angst zu machen, erklär- 
te Heiner Geißler in der „Wetzlarer Neue 
Leitung". Vorgestern war es die Kernener- 
gie, gestern war es die Nachrüstung, und 
heute sind es die Umweltgifte. Ich bagatel- 
lisiere die Gefährdungen nicht, die durch 
d'e moderne Technik und auch die moder- 
ne Chemie für die Menschen vorhanden 
jjnd. Aber verantwortliche Politik heißt 
hier, die Bürger richtig zu informieren. Die 
Schreckensbilder eines uns alle bedro- 
henden Siechtums am Arbeitsplatz, im 
Freien und im Wohnzimmer sind einfach 
falsch. 

^'e moderne Chemie und moderne Arz- 
neimittel waren und sind kein Fluch, son- 
dern sie waren und sind in Wirklichkeit 
auch ein Segen für die Menschen. Die 
Menschen leben heute länger als früher, 
^'t neuen Medikamenten können wir Seu- 
chen, Epidemien und ansteckende Krank- 
heiten wirksam bekämpfen, die früher 
2ahllosen  Menschen den Tod  brachten. 

Und die Suche nach den Ursachen von 
Krebs, um nur ein Beispiel zu geben, kann 
nicht gegen die moderne Medizin, nicht 
gegen den technischen Fortschritt, son- 
dern nur mit der Wissenschaft und mit der 
modernen Technik im Dienste des Men- 
schen erreicht werden. 
Hinter uns liegt ein Jahrhundert stürmi- 
scher industrieller und technischer Ent- 
wicklung. Es hat uns einen hohen Lebens- 
standard ermöglicht, aber auch neue Pro- 
bleme mit sich gebracht. Manches war im 
Voraus nicht zu erkennen. Und erst mo- 
dernste Technologien ermöglichen uns 
heute, Schadstoffe aufzuspüren, Ursa- 
chen von Krankheiten zu entdecken und 
Umweltverschmutzungen zu reduzieren. 
Die Technik an sich ist nicht gut oder bö- 
se, wie uns die Grünen einreden wollen, 
sondern immer das, was der Mensch dar- 
aus macht. 
Die Mehrheit der Bürger will den Fort- 
schritt des modernen Lebens nicht mis- 
sen. Oder glaubt jemand im Ernst, die 
Bürger sehnten sich nach Krankheiten, 
der hohen Kindersterblichkeit und der 
niedrigen Lebenserwartung der soge- 
nannten guten alten Zeit zurück? Einige 
dieser unverantwortlichen Angstprodu- 
zenten meinen, wir könnten auf Arzneimit- 
tel, Schädlingsbekämpfungsmittel und Hy- 
giene verzichten. Aber die überwiegende 
Mehrheit der Bevölkerung lehnt dies zu 
Recht ab. 
Ich nehme die Sorgen um die Umweltpro- 
bleme ernst. Aber wir müssen auch die 
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Frage stellen, ob der mit der ständigen 
Angstmacherei einhergehende Verfall un- 
serer Zivilisation nicht deshalb gefährlich 
ist, weil er uns lähmt, mit den Gefahren für 
Menschen und Umwelt wirklich fertig zu 
werden und konstruktive Lösungen zu fin- 
den. 

Ein schwärmerischer Rückfall und ein 
Ausstieg aus der modernen Industriege- 
sellschaft, hätte für die Menschen ebenso 
katastrophale Folgen wie ein blinder Fort- 
schrittsglaube: Soziale Sicherheit, Um- 
weltschutz, hoher Lebensstandard, per- 
sönliche Freiheit gibt es nicht gegen, son- 
dern nur in der Industriegesellschaft. Des- 
halb sage ich deutlich: Es gibt keine Alter- 
native zu unserer modernen und humanen 
Industriegesellschaft, aber es gibt Alterna- 
tiven in dieser Industriegesellschaft. Dies 
ist die Perspektive der Politik der CDU für 
eine bessere Zukunft. Dazu brauchen wir 
nicht nur ein heißes Herz, sondern vor al- 
lem einen kühlen Verstand, um mit den 
Widersprüchen unserer Zeit fertig zu wer- 
den. Wir brauchen die Koalition einer kom- 
petenten Wissenschaft und einer verant- 
wortlichen Politik. Nicht eine Mobilisierung 
der Gefühle, sondern die Mobilisierung 
von Wissen und Mut und zu sachgerech- 
ten Entscheidungen helfen uns jetzt wei- 
ter. 

Bis 1990 will Bonn über 11000 
Kilometer Radwege 
Bis zum Jahr 1990 will der Bund das Rad- 
wegnetz an den Bundesstraßen von jetzt 
rund 9000 auf 11400 Kilometer ausbauen. 
Bundesverkehrsminister Dollinger teilte 
zur Eröffnung der Internationalen Fahrrad- 
und Motorradausstellung in KöJn mit, rund 
30 Prozent der Bundesstraßen hätten bis- 
her Radwege. Insgesamt hätten die Rad- 
wege des überörtlichen Verkehrs eine 
Länge von 23000 Kilometern. Seit 1972 
habe sich die Zahl der Fahrräder von 18,6 
auf über 40 Millionen erhöht. 

Konrad-Adenauer- 
Haus-Gespräch über 
Umweltschutz 
In der öffentlichen Debatte über den Unj' 
weltschutz spielen der Zweifel am F°^ 
schritt und die Flucht in einfache und radi- 
kale Antworten auf komplexe Fragen ein 
wichtige Rolle. Würde auf die Umweltproble- 
me einfach mit einem Ausstieg aus der m 
dernen Industriegesellschaft geantworte . 
so hätte dies für die Menschen ebenso ka^ 
tastrophale Folgen wie blinder Fortschritts- 
glaube. 

Im Rahmen der „Gespräche im Konrad-Ade 
nauer-Haus" findet am 16. Oktober 1984 um 
17.00 Uhr eine Diskussion zum Thema ,UJf 
weltschutz zwischen Romantik und Rea 

mus — Welche Zukunft hat Deutschland » 
Industrienation?"   statt. Vertreter aus <*e 

Wissenschaft, den Verbänden, den Kirche 
und der Wirtschaft diskutieren unter der Le 

tung  von  Generalsekretär  Heiner  Geiß 
über die unterschiedlichen Positionen in 0 
Auseinandersetzung um Ökologie und 0K 

nomie. 

Umweltkongreß zum Bodenschutz 

Der Kongreß „Boden und Landschaft — 9 
meinsam müssen wir unsere Umwelt sen 
zen"   am  13. November  1984  im  Konra 
Adenauer-Haus behandelt eines der Wi 
tigsten umweltpolitischen Themen, näm'   ^ 
den Bodenschutz. Die Gefahren werclen ' 
mer deutlicher: Verschlechterung der 
denqualität durch Luftverschmutzung, 'n 

sive landwirtschaftliche Produktionsmet 
den   und   Altlasten   sowie   zunehmen 
Landschaftsverbrauch    durch    Bebauung 
Zersiedelung, Verkehrswege und Rohst 
abbau. Auf dem Kongreß werden Gene!"er 
sekretär   Heiner   Geißler,   Senator   Volk 
Hassemer,  Bundesminister Ignaz  Kiecn • 
Prof. Jürgen  Salzwedel,   Ministerpräside^ 
Lothar Späth und Bundesminister Friedric 
Zimmermann referieren. 
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• RENTEN / ERZIEHUNGSJAHR 

Durchbruch bei der 
Hinterbliebenenversorgung 
55J großer Mehrheit hat die CDU/ 
^U-Bundestagsfraktion am 18. 
st u emDer beschlossen, bei der an- 
sehenden Reform der Hinterbliebe- 

^Versorgung das von Arbeitsmini- 
eJe»" Norbert Blüm vorgelegte Modell 

tra9 zugrunde zu legen. Zusam- 
. en mit der Einführung von Erzie- 
s"Jjg.sJahren ist das ein großer 
t* 5f'tt zu emer eigenständigen Ren- 
's fur Mütter. 

Q'e Neuregelung der Hinterbliebenen- 
r     Versorgung bringt mehr soziale Ge- 

chtigkeit für Hausfrauen und Mütter. Es 
n
rd er»dlich Schluß gemacht mit der Be- 

r f
Cntei|igung von Frauen, die auf eine Be- 
Sausübung verzichten und sich der Er- 

ehung ihrer Kinder widmen wollen. Da- 
Jt wird nun auch eine alte Forderung der 
^Du erfüllt. 

f'e Eckpunkte des Modells 
• Uer Hinterbliebene erhält seine eigene 

sich*6 Und Leistungen aus anderen Alters- 
inn   rungssystemen    ungeschmälert   zu 
uu Prozent. 

q"    0n der Rente des verstorbenen Ehe- 

2enten erhält der H'nterbliebene 60 Pro- 
g     • die derzeit geltenden Voraussetzun- 
jjj    fur die Witwenrente werden also auf 

Witwerrente übertragen. 
He c der Hinterbliebene selbsterworbe- 
^ Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkom- 
g n aus öffentlich-rechtlichen Regel- und 
Lei svstemen — mit Ausnahme von 
ne 

st^ngen aus Zusatzsystemen (über ei- 
to h eibetrag von zunächst 900 DM net- 
He naus) —. so ruht die Hinterbliebe- 

r©nte   teilweise   oder   ganz.   Eigene 

Renten, Pensionen oder sonstige Einkünf- 
te erhält der Hinterbliebene in jedem Fall 
zu 100 Prozent. 
4. Der Freibetrag von zunächst 900 DM 
netto wird wie die allgemeine Bemes- 
sungsgrundlage dynamisiert, das bedeu- 
tet: er verändert sich entsprechend den 
wachsenden Einkommen und Renten. 
5. Die Berechnung des ruhenden Teils 
der Hinterbliebenenrente: 40 Prozent des 
über dem Freibetrag liegenden selbster- 
worbenen Einkommens ruhen. 
Ein Beispiel: 1 000 DM eigene Rente (wird 
immer voll ausbezahlt) und 600 DM Hin- 
terbliebenenrente. Diese Hinterbliebenen- 
rente ruht teilweise, nämlich zu 40 Prozent 
des den Freibetrag übersteigenden 
selbsterworbenen Einkommens, also 40 
DM von 100 (1 000 DM minus 900 DM Frei- 
betrag); das ergibt 560 DM ausbezahlte 
Hinterbliebenenrente. 
Fällt das selbst erworbene Einkommen 
weg oder sinkt es unter den Freibetrag, 
so wird die Hinterbliebenenrente wieder in 
vollem Umfang gezahlt. 
6. Wer ausschließlich mehrere Hinterblie- 
benenrenten aus verschiedenen Siche- 
rungssystemen (zum Beispiel Witwenren- 
te und Witwenpension) bezieht, erhält die- 
se auch künftig in vollem Umfang. 

Kindererziehungszeiten 
7. Im Zusammenhang mit der Neuord- 
nung der Hinterbliebenenrenten wird in 
der Rentenversicherung ein Erziehungs- 
jahr auf der Berechnungsgrundlage von 
75 Prozent des Durchschnittsentgelts al- 
ler Versicherten eingeführt. Dies gilt nur 
für künftige Rentenfälle, ebenso wie die 
gesamte Neuregelung. Laufende Witwen- 
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oder Witwerrenten bleiben völlig unbe- 
rührt, sie werden nach wie vor in voller 
Höhe neben einer Versichertenrente oder 
neben einem Erwerbseinkommen gezahlt. 

Finanzierung der 
Kindererziehungszeiten 
1. Die Finanzierung des Erziehungsjahres 
in der Rentenversicherung erfolgt durch 
eine pauschale Erhöhung des Bundeszu- 
schusses zur Rentenversicherung. 
2. Diese Finanzierung über den Bundes- 
zuSchuß ist langfristig bei der Neugestal- 
tung der Finanzbeziehungen des Bundes 
zu den Trägern der Sozialversicherung zu- 
gunsten des Bundeshaushalts auszuglei- 
chen. 

Auswirkungen auf Witwen 
Von den insgesamt 3,62 Millionen Wit- 
wen gibt es für 3,3 Millionen (= 91,2 Pro- 
zent) keine Verschlechterungen: 
— 1,7 Millionen Witwen beziehen nur ei- 
ne Witwenrente aus der Arbeiterversiche- 
rung/Angestelltenversicherung (ArV/ 
AnV): Für sie ergibt sich keine Ver- 
schlechterung, das heißt die Witwenrente 
wird voll gezahlt. 
— 1,7 Millionen Witwen beziehen neben 
der Witwenrente aus ArV/AnV noch eine 
Versichertenrente (ehemals erwerbstätige 
Frauen): Bei etwa 90 Prozent oder 1,53 
Millionen ergeben sich keine Verschlech- 
terungen, das heißt beide Renten wer- 
den voll nebeneinander gezahlt, bei etwa 
10 Prozent oder 0,17 Millionen ruht die 
Witwenrente teilweise oder völlig. 
— 0,22 Millionen Witwen erhalten Witwen- 
rente und sind noch erwerbstätig: Hier er- 
geben sich für etwa 30 Prozent oder 
70000 keine Verschlechterungen, bei et- 
wa 70 Prozent oder 150000 ruht die Wit- 
wenrente teilweise oder völlig. 

Argumente für das 
Freibetragsmodell 
Das Modell der Hinterbliebenenrente mit 
Freibetrag 

— führt zu der vom Bundesverfassungs- 
gericht geforderten Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen bei der Hinterbliebe' 
nenversorgung, 
— läßt  das  selbst  erworbene  Erwerbs- 
und Erwerbsersatzeinkommen des übe 
lebenden Ehegatten unberührt, 
— ist kostenneutral für die Rentenversi- 
cherung, 
— laßt es in 90 Prozent aller Fälle für d'e 

erwerbstätigen  Frauen  bei der uneinge 
schränkten Gewährung der Witwenren 
neben der eigenen Versichertenrente, 
— trägt der Unterhaltsersatzfunktion der 
Hinterbliebenenrenten   Rechnung,  w    . 
das Versicherungsprinzip und das PrinZ'P 
des sozialen Ausgleichs beachtet werde < 
— erkennt erstmalig Erziehungsarbeit ' 
Rentenrecht an. 

Schwere Nachteile 
des von der SPD favorisierte 
Teilhabemodells 
— Die Teilhaberente von 70 Prozent is 
wegen der Mehrausgaben von 1,7 Pr°z 

der Rentenausgaben (zur Zeit 2,41 MiH|a 

den Mark) nicht finanzierbar. 
— Ein Teilhabesatz von 65 Prozent ist • 
zialpolitisch fragwürdig: Alle erwerbsta 
gen Frauen stünden sich schlechter, 
ren eigene Anwartschaften mehr als 
Prozent der Anwartschaften des Mann 
ausmachen. 
Beispiel: Der Mann hat 1000 DM Re^; 
die Frau hat 200 DM Hinterbliebenen^ 
sorgung. Das ergäbe nach 65prozenti9 
Teilhaberente 780  DM,  nach  geltende 
Recht 800 DM und nach dem Freibetrag 
modeil 800 DM. 
Während das Freibetragsmodell erwerb 
tätigen Frauen zu 90 Prozent keine V 
schlechterungen bringt, würde die 65P 
zentige Teilhaberente schon bei sehr 9 
ringen eigenen Rentenanwartschaften 
Frauen   zu   Verschlechterungen   funre

tl 
zwei Drittel oder 1,2 Millionen Doppelren 
nerinnen stünden sich schlechter. 
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ARBEIT 

Praxisorientierter Jugendarbeitsschutz 
er Deutsche Bundestag hat am 

*'• September 1984 die Novellierung 
es Jugendarbeitsschutzgesetzes 
^schlossen. Ziel dieser Änderung 

'st vor allem, die Arbeitszeitvor- 
cnriften des Jugendarbeitsschutz- 

9esetzes an den Anforderungen des 
esundheitsschutzes auszurichten, 

01 Nahmen dieses Gesundheits- 
schutzes die Beschäftigung und 

usbildung Jugendlicher praxisnä- 
er zu ermöglichen und das bisheri- 

«e durcheinander von Regeln und 
Usnahmen weitgehend zu beseiti- 

9.en. Die wichtigsten Änderungen 

lässiger Arbeitsbeginn 
9rundsätzlich ab 6 Uhr 

er frühestmögliche Arbeitsbeginn für Ju- 
f
9endliche wird  grundsätzlich auf 6  Uhr 
b
est9elegt. Damit korrigiert der Gesetzge- 
er Vorschriften, die ihre Bewährungspro- 
e 'h der Praxis nicht bestanden haben. 

^ triebe mit bisherigen Arbeitsbeginn um 
Un.r werden auch künftig allein wegen 
r Änderung des Jugendarbeitsschutz- 

9esetzes in diesem Punkt nicht eine Stun- 
üher beginnen. Und wo bisher um 6 

Uhr 
es 

mit der Arbeit begonnen wurde, hatte 
°hnehin weitgehend Ausnahmen von 

er  rechtlichen   7-Uhr-Grenze   gegeben. 

^Jshalb wird sich durch eine Rückkehr 
I" 6-Uhr-Grenze für die meisten Jugend- 
hen nichts ändern. Die geplante Festle- 

j*. n9 des frühest zulässigen Arbeitsbe- 
ginns auf 6 Uhr stellt zudem die erforderli- 

e Gleichbehandlung zwischen Jungar- 

beitern, die schon bisher ab 6 Uhr begin- 
nen dürfen, und Auszubildenden sicher. 

Neben der grundsätzlichen Festlegung 
auf 6 Uhr als frühest möglichen Arbeitsbe- 
ginn wird es nach Inkrafttreten des neuen 
Gesetzes nur noch wenige Ausnahmen 
geben, die einen noch früheren Arbeitsbe- 
ginn ermöglichen. 

— In Bäckereien werden Jugendliche 
schrittweise an die dort übliche Arbeits- 
zeit herangeführt: Sechzehnjährige kön- 
nen ab fünf Uhr, Siebzehnjährige ab vier 
Uhr ausgebildet werden. 
— In der Landwirtschaft und der Binnenfi- 
scherei ist ein Ausbildungsbeginn für Ju- 
gendliche über 16 Jahre — wie bisher — 
bereits ab fünf Uhr möglich. 
— In mehrschichtigen Betrieben ist für 
Auszubildende aus verkehrsbedingten 
Gründen und nach vorheriger Anzeige an 
die Aufsichtsbehörde ein Arbeitsbeginn 
bereits um 5.30 Uhr möglich, um unnötige 
Wartezeiten für Jugendliche zu vermeiden. 
— Bei Hitzearbeiten in der warmen Jah- 
reszeit (z. B. bei der Glasherstellung) kön- 
nen Jugendliche — wie bisher — bereits 
ab fünf Uhr ausgebildet werden. 

Arbeitsende bleibt 
grundsätzlich 20.00 Uhr 
Nach geltendem Recht dürfen Jugendli- 
che grundsätzlich bis höchstens 20.00 
Uhr arbeiten. Eine Reihe von Ausnahme- 
regelungen gestattet jedoch eine Be- 
schäftigung über 20.00 Uhr hinaus bis ma- 
ximal 23.30 Uhr. Die grundsätzliche Zeit- 
grenze von 20.00 Uhr für die Beschäfti- 
gung von Jugendlichen hat sich bewährt. 
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Allerdings gibt es in Betrieben, in denen 
Jugendliche und Erwachsene zusammen- 
arbeiten, Harmonisierungsprobleme zwi- 
schen der allgemeinen Arbeitszeit und der 
Beschäftigungszeit von Jugendlichen, die 
in der Praxis zu einem Verzicht auf die op- 
timale Nutzung vorhandener Ausbildungs- 
kapazitäten führen können. 

Unter grundsätzlicher Beibehaltung der 
20-Uhr-Zeitgrenze wird der geltende Aus- 
nahmekatalog des Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes in zwei Fällen erweitert: Zukünf- 
tig dürfen Jugendliche über 16 Jahre in 
der Landwirtschaft bis 21.00 Uhr arbeiten. 
Daneben dürfen in mehrschichtigen Be- 
trieben auch Auszubildende bis 23.00 Uhr 
beschäftigt werden, was bisher bereits für 
Jungarbeiter galt. 

Aus verkehrsbedingten Gründen und 
nach vorheriger Anzeige an die Aufsichts- 
behörde können Auszubildende bis 23.30 
Uhr beschäftigt werden, um unnötige War- 
tezeiten zu vermeiden. Dies gilt bereits 
heute für Jungarbeiter. 

Es bleibt grundsätzlich bei der 
40-Stunden-Woche 
Derzeit dürfen Jugendliche grundsätzlich 
nicht mehr als acht Stunden täglich und 
40 Stunden wöchentlich beschäftigt wer- 
den. Daran wird auch in Zukunft als 
Grundsatz festgehalten. In den vergange- 
nen Jahren sind jedoch immer mehr Be- 
triebe — zumeist auf Wunsch der Arbeit- 
nehmer — dazu übergegangen, freitags 
die betriebliche Arbeitszeit zu kürzen, um 
einen früheren Beginn des Wochenendes 
zu ermöglichen. Zum Ausgleich wurde die 
Arbeitszeit an den anderen Werktagen 
entsprechend verlängert. Für Jugendliche 
war die Einbeziehung in diesen Arbeits- 
rhythmus bisher nicht zulässig. Dies ist 
ein Beweis für die mangelnde Flexibilität 
und Praxisferne des bisherigen Rechtszu- 
standes. In Zukunft soll es zulässig sein, 

die  tägliche  Arbeitszeit  auf  achteinhalb 
Stunden zu verlängern, um auch den Ju' 
gendlichen unter Einhaltung der 40-StuH' 
den-Woche die Viereinhalbtagewoche z 
ermöglichen. 

Flexibilisierung der 
Arbeitszeitvorschriften durch 
Tariföffnungsklausel 
Eine weitere Flexibilisierung der Arbeite 
Zeitvorschriften des Jugendarbeitsschutz' 
gesetzes  wird  den  Tarifvertragsparteie 
überlassen. Damit in Zukunft beim Auftre' 
ten von Schwierigkeiten bei der AusD| 
dung und Beschäftigung Jugendlicher 
der betrieblichen Praxis nicht gleich de^ 
Ruf nach dem Gesetzgeber laut wird, er' 
halten die Tarifvertragsparteien die Befu9 
nis zu den notwendigen Anpassungen. S 
kann durch Tarifvertrag, wo dies gesund 
heitlich  unbedenklich  ist,  beispielsweise 
zugelassen werden, daß bei einem A^ 
gleich  innerhalb  von  zwei   Monaten J 
gendliche täglich eine halbe Stunde und 
Stunden  wöchentlich  länger  beschäft'9 
werden können. 

Arbeitsbefreiung bei mehr als 
fünf Stunden 
Berufsschulunterricht 
Jugendliche sollen bei einem Berufsschü 
tag in der Woche mit mehr als fünf Unte 

richtsstunden von der Beschäftigung y0 

lig freigestellt werden, um den Unterric 
aufarbeiten zu können. 

Damit wird ausgeschlossen, daß a"e 

durch geringfügige Verkürzung oder ve 
längerung von Pausen eine Freistellung 
zum Vor- oder Nachteil der Jugendliche 
ermöglicht oder verhindert wird. Die völli- 

ge Freistellung von der Arbeit im Betne 

wird auf einen Berufsschultag in der W 
ehe beschränkt, damit genügend Zeit t 
die   praktische   Ausbildung   im   Betn 
bleibt. 
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STÄDTEBAU 

Hoher Stellenwert 
der Stadtsanierung 

er Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau hat — mit 

en Stimmen der Koalitionsfraktio- 
"er> bei Enthaltung der SPD-Fraktion 
J^d gegen die Fraktion Die Grünen 
^ den vom Bundesrat eingebrach- 
®n Gesetzentwurf zur Änderung des 
adtebauförderungsgesetzes ver- 

schiedet. 

^'ese Novelle trägt der Entwicklung der 
atzten Jahre Rechnung: Nicht mehr 

^r°ßangelegte  Flächensanierungen,  son- 
ern kleinteilige, behutsame Stadtemeue- 
n9smaßnahmen stehen im Vordergrund. 

I '** Novelle gibt den Gemeinden die Mög- 
nkeit, in geeigneten Fällen auf das bo- 

enrechtliche Instrumentarium zu verzich- 
n und  ein vereinfachtes Verfahren zu 
ah|en. Auch der flächendeckende Sanie- 

2'j!n9sbebauungsplan    muß    nicht    mehr 
s
Wlr<gend aufgestellt werden. Diese ge- 
6tziicnen  Erleichterungen werden auch 
e|nere Städte und Gemeinden ermuti- 
en. Stadt- und Dorferneuerungsmaßnah- 

rnen einzuleiten. 

nj
aruber hinaus wird es für klassische Sa- 
erungsverfahren   Vereinfachungen   ge- 

Hph   ^'e Gemeinden können künftig Ge- 
u    jungen vorab und allgemein erteilen 
trä   aUf ^[e ^rneDung von Ausgleichsbe- 

9en in den Fällen verzichten, in denen 
r unerhebliche Wertsteigerungen fest- 
stellen sind. Diese Änderungen sind ein 

kr
S!er Weser>tlicher Schritt zur Entbüro- 

ba7jSierung auf dem Gebiet der Städte- 
Förderung, stellt der Vorsitzende des 
Schusses für Raumordnung, Bauwe- 
n und Städtebau, Franz Möller, fest. 

VERKEHR 

Schluß mit der 
Diskussion über 
Tempolimit 
Zur Diskussion über die Einführung 
von Geschwindigkeitsbegrenzungen 
auf außerörtlichen Straßen im Zu- 
sammenhang mit dem Katalysator 
sowie unter Gesichtspunkten der 
Verkehrssicherheit, erklärt der ver- 
kehrspolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Günter 
Straßmeier: 

Es ist nicht nur wissenschaftlich erwie- 
sen, daß ein Tempolimit nicht die er- 

hoffte Schadstoffreduzierung bewirkt, 
sondern es müssen vielmehr Verkehrssi- 
cherheitsaspekte berücksichtigt werden. 
Von insgesamt 11715 im Jahre 1983 im 
Straßenverkehr Verunglückten liegt der 
Anteil mit 877 auf den Autobahnen relativ 
niedrig. Wenn man jedoch bedenkt, daß 
10 Prozent dieser tödlichen Unfälle auf 
Autobahnen auf hohe Geschwindigkeit zu- 
rückzuführen sind und hiervon die Hälfte 
durch Verkehrsregulierungen geschah, so 
wird deutlich, auf welch tönernen Füßen 
die Forderung nach einem Tempolimit 
steht. 
Ein starres Tempolimit auf Bundesauto- 
bahnen würde infolge zunehmender Rei- 
sezeiten zu einer Verlagerung des Ver- 
kehrs auf das nachgeordnete Straßennetz 
führen. Die Behauptung, bei einer drasti- 
schen Reduzierung würde der Verkehrs- 
fluß homogener, ist nach allen Untersu- 
chungen unhaltbar. Im Gegenteil, man 
muß mit zusätzlichen Verkehrsstaus rech- 
nen, die wiederum eine Hauptquelle der 
Schadstoffemission sind und die auch ei- 
ne Erhöhung der Unfallzahlen bringen. 
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Gemeinsame Erklärung 
von Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und dem französischen Staatsprä- 
sidenten Francois Mitterrand am 22. September 1984 in Verdun 
Gemeinsam gedenken wir der Millionen deutscher und französischer Soldaten, 
die in den erbitterten Schlachten zweier Weltkriege gefallen sind. 
Der Krieg hat unseren Völkern Trümmer, Leid und Trauer hinterlassen. Die Bun- 
desrepublik Deutschland und Frankreich haben aus der Geschichte ihre Lehre 
gezogen. Europa ist unsere gemeinsame kulturelle Heimat, und wir sind Erben ei- 
ner großen europäischen Tradition. Deshalb haben wir — Deutsche und Franzo- 
sen — vor nahezu 40 Jahren den brudermörderischen Kämpfen ein Ende gesetzt 
und den Blick auf eine gemeinsame Gestaltung der Zukunft gerichtet. 
Wir haben uns versöhnt. Wir haben uns verständigt. Wir sind Freunde geworden. 
Heute, am 22. September 1984, sind der Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland und der Präsident der Französischen Republik in Verdun zusam- 
mengekommen, um sich vor den Gräbern der gefallenen Söhne Frankreichs und 
Deutschlands zu verneigen. Mit ihrer gemeinsamen Ehrung der Toten vergangß' 
ner Kämpfe setzen sie an historischer Stätte ein Zeichen dafür, daß beide Völker 
unwiderruflich den Weg des Friedens, der Vernunft und freundschaftlichen Zu- 
sammenarbeit eingeschlagen haben. 
Die Einigung Europas ist unser gemeinsames Ziel — dafür arbeiten wir — irn 

Geist der Brüderlichkeit. 

Das schreibt die Presse 
„Die Einigung Europas 
ist unser gemeinsames Ziel" 
Francois Mitterrand und Helmut Kohl Hand in 
Hand auf den Schlachtfeldern bei Verdun — ei- 
ne Geste der Versöhnung. 
(Express, 24. September 1984) 

... ein historischer Vorgang ohne Beispiel. 
(Rheinische Post, 24. September 1984) 

Noch niemals hatte ein französisches Staats- 
oberhaupt einen Vertreter der geschlagenen 
Nation nach Verdun eingeladen. ... Weil er eine 
ganz besondere Geste wollte, hat Mitterrand 
seinen Freund und Partner Kohl nach Verdun 
eingeladen, und die Franzosen haben es ver- 
standen und gebilligt. 
(Deutschlandfunk, 22. September 1984) 

Franzosen und Deutsche sind Freunde gewor- 
den. 
(Die Welt, 24. September 1984) 

...   die  deutsch-französische   Versöhnung 
Realität. ^ 
(Stuttgarter Nachrichten, 24. September I»0"' 

Den   beiden   ersten   Verantwortlichen   bet 

Länder erwächst aus der Symbolik von Ver   j 
die   gleiche   Verpflichtung,   Deutschland    ^ 
Frankreich, wenn dies menschenmöglich 's < {„ 
Freunden und Partnern zu machen. • • • ln.,eref 
dun   wurde   heute   ein   neuer,   ein   soliu 
Grundstein für dieses Europa gelegt. 
(Deutschlandfunk, 22. September 1984) 

Ihre Erklärung von Verdun weist in die Zu *   y, 
wenn es heißt, Frankreich und die Bundesrey 
blik hätten endgültig den Weg zu Frieden, v 
nunft und Zusammenarbeit eingeschlagen- 
(Rheinische Post, 24. September 1984) 

Aber das Verdun des Jahres 1984 setzt (au^ 
ganz andere, aber dennoch nicht weniger       . 
tige Zeichen: Hier geht es um die Signale ei 
Friedenssehnsucht,  die gerade in dieser 
von größter Leidenschaftlichkeit erfüllt 'SJQR.\ 
(Kölnische Rundschau, 24. September 19»w 



Das „Erziehungsiahr" kommt 
Die Regierung Helmut Kohl 

hält Wort: Sie hat die Einfüh- 
ÜJng des Erziehungsjahrs be- 
schlossen. Frauen, die ab 
1 • Januar 1986 in Rente ge- 
hen, erhalten für jedes Kind, 
das sie erzogen haben, eine 
Gutschrift in der Rentenversi- 
cherung, und zwar so, als ob 
sie ein Jahr lang 75 Prozent 
des durchschnittlichen Bei- 
tragssatzes eingezahlt 
hätten. Damit erhöht sich ihre 
dente für jedes Kind um rund 
ZQCLMarkimJahr. 

Nachdem die Bundesregie- 
rung bereits beschlossen hat, 
daß ab 1. Januar 1984 die 
Wartezeit beim Altersruhe- 
geld von 15 auf fünf Jahre 
verkürzt wird, ist das Erzie- 
bungsjahr ein weiterer Schritt 
feiner eigenständigen 
Senfe für die Mutter. So 
braucht beispielsweise eine 

Mutter mit zwei Kindern künf- 
tig nur noch drei Erwerbs- 
jahre, um die Wartezeit auf 
eine eigenständige Alters- 
rente zu erfüllen. 

Die Anrechnung von Erzie- 
hungsjahren bei der Rente 
bringt mehr soziale Gerech- 
tigkeit für Hausfrauen und 
Mütter. Damit wird endlich 
Schluß gemacht mit der Be- 
nachteiligung von Frauen, die 
auf eine Berufsausübung ver- 
zichten und sich der Erzie- 
hung ihrer Kinder widmen 
wollen. 

Zusammen mit dem Erzie- 
hungsgeld, dessen Einfüh- 
rung die Bundesregierung 
schon Anfang Juni 1984 be- 
schlossen hatte, bringt die 
Anrechnung von Erziehungs- 
iahren bei der Rente eine er- 
hebliche Verbesserung für 
Mütter mit Kindern. 

Die Regierung Helmut Kohl redet nicht nur 
über die Familien, sie hilft ihnen. Damit 

unser Land kinderfreundlicher wird. 

£:s»j?» u. 

CDU 
II sicher 

sozial 
und frei 
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ZITATE 

Die Melonen-Partei 
Heiner Geißler nennt die Grünen eine 
„ ökomarxistische Radikalopposition" für 
die der Umweltschutz lediglich ein Vehikel 
zur Systemveränderung sei. Und Geißler 
wäre nicht Geißler, hätte er nicht auch ein 
bildhaftes Bonmot zur Hand: „Melonen- 
Partei — außen grün, innen rot". Er will mit 
dieser Klassifizierung natürlich auch die 
Sozialdemokraten treffen, die es ja in Hes- 
sen schon mit den Grünen „ treiben", wäh- 
rend in Nordrhein-Westfalen Johannes 
Rau das Blümchenzupfen-Spiel treibt: Soll 
ich oder soll ich nicht. 

(Die Rheinpfalz, 21. September 1984) 

Der scharfzüngige „General" im Konrad- 
Adenauer-Haus forderte zwar mit dem 
„Schlepptau-Syndrom" und der angebli- 
chen Führungsrolle der Grünen in der Op- 
position wieder einmal die Geistesblitze 
seines Widerparts im Erich-Ollenhauer- 
Haus heraus; er tat aber auch mehr: In ei- 
ner „Analyse der öko-marxistischen Radi- 
kalopposition " kam Geißler auf 39 Seiten 
zur Sache. Was die Union der „möglichen 
Regierungspartei"    (mit   der   SPD)    ins 

Stammbuch schrieb, ist gewiß nicht rn[ 
ein wehig Entrüstung oder dem HinW& 
auf Geißlers loses Mundwerk abzutun. D® 
Grünen, die hier und da schon Lehrgel ^ 
bezahlt und Verrücktheiten abgestreift W 
ben, werden schon beweisen müsse*1' 
daß sie nicht nur kritisieren, anprangert' 
fordern und übertreiben, sondern auc 
selbermachen und verantworten können 

(Rhein-Zeitung, 22. September 1984) 

Was sich die beiden Parteimanager für °' 
anstehenden Landtagswahlen im Früh ft11 

nächsten Jahres ausgedacht haben, llßS 

sich in Kürze so: Geißler zielt darauf' &< 
die Grünen als potentiell antidemokratlsc 
einzustufen. Er schlägt damit den SaC'i 
meint aber den Esel SPD, die zum Beisp'e 

im Saarland einer Koalition mit den G{ 

nen nicht abgeneigt ist. Auf den erste 
Blick ist Geißler besser dran: Die Um° 
weiß, was sie will und vor allem, mit ^e 

sie den politischen Weg gemeinsam 9 
hen will. Diese eindeutige Ausgangslad 
erleichtert es dem CDU-Generalsekretär 
vor einem rot-grünen Bündnis in gre'' 
Farben zu warnen; und dabei vor a//f 
den Sozialdemokraten vorzuwerfen, ^e 
„antidemokratischen" Grünen auch ri° 
als Steigbügelhalter zur Macht zu dienen- 

(Nordwest-Zeitung, 21. September 19»*' 
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